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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

Az:  B 2 U 195/97 B 

 

 

 
...................................................................................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozeßbevollmächtigter:   ................................................................, 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Gemeinde-Unfallversicherungsverband Hannover, 
Am Mittelfelde 169, 30519 Hannover, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. Januar 1998 durch den Vorsitzenden 

Richter   Dr.  B u r c h a r d t   sowie die Richter   K l ü g l e i n   und   M ü t z e 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Niedersachsen vom 24. Juni 1997 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil gerichtete Be-

schwerde, mit der der Kläger die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend 

macht, ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 

und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der 

ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, 

daß der Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a Nrn 34, 47 

und 58; vgl hierzu auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

2. Aufl, 1997, IX, RdNrn 177 und 179 mwN). Diesen Anforderungen an die Begründung 

hat der Beschwerdeführer nicht hinreichend Rechnung getragen. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn die Sache grundsätzliche 

Bedeutung hat. In der Beschwerdebegründung muß nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG die 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt werden. Die grundsätzliche Be-

deutung der Rechtssache ist gegeben, wenn zu erwarten ist, daß die Revisionsentschei-

dung die Rechtseinheit in ihrem Bestand erhalten oder die Weiterentwicklung des Rechts 

fördern wird. Es muß eine klärungsbedürftige Rechtsfrage aufgeworfen sein, welche bis-

her revisionsgerichtlich noch nicht - ausreichend - geklärt ist (s ua BSG SozR 1500 § 160 

Nr 17 sowie Beschluß des Senats vom 27. Mai 1997 - 2 BU 64/97 -). Demgemäß muß 

der Beschwerdeführer, der die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache darzulegen 

hat, aufzeigen, ob und inwieweit zu der aufgeworfenen Frage bereits Rechtsgrundsätze 

herausgearbeitet sind und in welchem Rahmen noch eine weitere Ausgestaltung, Erweite-

rung oder Änderung derselben durch das Revisionsgericht zur Entscheidung des vorlie-

genden Rechtsstreits erforderlich erscheint (vgl Krasney/Udsching aaO IX RdNrn 65 und 

66; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNrn 116 ff). Diesen Anforderun-

gen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Beschwerdeführer setzt sich nicht mit der auch vom Landessozialgericht zugrunde 

gelegten Entscheidung des BSG vom 8. Dezember 1988 - 2 RU 31/88 - (BSGE 64, 218 = 

Breithaupt 1989, 550) auseinander. Darin hat das BSG zu Ausweichbewegungen im Stra-

ßenverkehr (hier eines Motorradfahrers, der einer 70-jährigen Fußgängerin ausgewichen 

war) entschieden, daß insbesondere bei einem unteilbaren Geschehensablauf nur an-

hand der besonderen Umstände des Einzelfalls die Frage beantwortet werden kann, in-

wieweit die Reaktion wesentlich von dem Motiv, Dritte zu schützen, oder wesentlich von 

dem Bestreben, sich selbst zu schützen mitbestimmt ist. Abzustellen ist hierbei nach die-

ser Entscheidung auf die konkrete Gefahrenlage, in der sich die Verkehrsteilnehmer be-

finden. Diese muß bei natürlicher Betrachtungsweise objektiv geeignet sein, eine Ret-

tungshandlung auszulösen. So wird eine Rettungsabsicht eher anzunehmen sein, wenn 

die Beteiligten höchst unterschiedlich gefährdet sind, wie zB bei einer unmittelbar bevor-

stehenden Kollision zwischen einem LKW und einem Fußgänger, wohingegen ein Mofa-
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Fahrer im allgemeinen nicht in Rettungs-, sondern in Selbstschutzabsicht handelt, wenn 

er einem entgegenkommenden LKW auszuweichen versucht. Ist die Gefährdung für die 

beteiligten Verkehrsteilnehmer dagegen annähernd gleich groß, so müssen zusätzliche 

Anhaltspunkte vorliegen, um eine Ausweichreaktion nicht lediglich als instinktives Abwehr-

verhalten oder als automatische Fluchtreaktion zu qualifizieren. Mit diesen in dieser Ent-

scheidung entwickelten Rechtsgrundsätzen setzt sich der Beschwerdeführer nicht ausein-

ander und gibt auch nicht an, inwieweit diese Rechtsprechung für die Entscheidung des 

vorliegenden Falls noch einer weiteren Ausgestaltung, Erweiterung oder Änderung bedarf. 

Damit hat der Beschwerdeführer keine grundsätzlich bedeutsame Frage, die für den vor-

liegenden Rechtsstreit als klärungsbedürftig im Sinne einer grundsätzlichen Bedeutung 

anzusehen wäre, dargelegt (s Kummer aaO, RdNrn 190 ff). 

 

Die Beschwerde war daher als unzulässig zu verwerfen (§ 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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